
Gesetz über die Fristen für die Kündigung von Angestellten. Vom 9. Juli 1926 
 
Der Reichstag hat das folgende Gesetz beschlossen, das mit Zustimmung des Reichsrats 
hiermit verkündet wird: 
 

§ 1 
 

Die Vorschriften dieses Gesetzes finden Anwendung auf Angestellte, die nach §1 des 
Versicherungsgesetzes für Angestellte versicherungspflichtig sind oder sein würden, wenn ihr 
Jahresarbeitsverdienst die Gehaltsgrenze nach §3 des Versicherungsgesetzes für Angestellte 
nicht überstiege. 
 

§ 2 
 

Ein Arbeitgeber, der in der Regel mehr als zwei Angestellte, ausschließlich der 
Lehrlinge, beschäftigt, darf einen Angestellten, den er oder, im Falle einer Rechtsnachfolge, 
er und seine Rechtsvorgänger mindestens fünf Jahre beschäftigt haben, nur mit mindestens 
drei Monaten Frist für den Schluß eines Kalendervierteljahrs kündigen. Die Kündigungsfrist 
erhöht sich nach einer Beschäftigungsdauer von acht Jahren auf vier Monate, nach einer 
Beschäftigungsdauer von zehn Jahren auf fünf Monate und nach einer Beschäftigungsdauer 
von zwölf Jahren auf sechs Monate. Bei der Berechnung der Beschäftigungsdauer werden 
Dienstjahre, die vor Vollendung des fünfundzwanzigsten Lebensjahrs liegen, nicht 
berücksichtigt.  

Die nach Abs. 1 eintretende Verlängerung der Kündigungsfrist des Arbeitgebers 
gegenüber dem Angestellten berührt eine vertraglich bedungene Kündigungsfrist des 
Angestellten gegenüber dem Arbeitgeber nicht.  

Unberührt bleiben die Bestimmungen über fristlosen Kündigung. 
 

§ 3 
 

Kündigungen, die zwischen dem 15. Mai 1926 und dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
mit kürzerer als der im §2 Abs. 1 vorgesehenen Frist ausgesprochen sind, gelten als mit dieser 
Frist erfolgt.  
 
Berlin, den 9. Juli 1926 
 

Der Reichspräsident 
von Hindenburg 

 
Der Reichsarbeitsminister 

Dr. Brauns 
 
 
 

 


